
60 wAHRE 

SOZ I ALE 

MARKTW IRT SCHAF 
Festveranstaltung zum 60. Jahrestag der Wirtscha!t - und Währ 

Bildungsrepublik Deutschland 
Zum 60. Jahrestag der so
zialen Marktwirtschaft hat 
Bundeskanzlerin Angela 
Merkel die Bildungspolitik 
zur zentralen politischen 
Aufgabe für die kommen
den zehn Jahre erklärt. 

„Wohlstand für alle heißt 
heute Bildung für alle", be
tonte die Vorsitzende der 
CDU Deutschlands auf einer 
Festveranstaltung anlässlich 
der Währungsreform vor 

60 Jahren und dem damit 
verbundenen Beginn der So
zialen Marktwirtschaft. Bil
dung sichere den Deutschen 
ihre Zukunft. „Wir müssen 
die Bildungsrepublik Deutsch
land werden", so die CDU
Vorsitzende. 

Angela Merkel erinnerte 
außerdem an die heraus
ragenden Verdienste von 
Ludwig Erhard, dem Vater 
der D-Mark und Initiator 

des Wirtschaftswunders vor 
60 Jahren: Im zerstörten 
Nachkriegsdeutschland ha
be er die Idee der Freiheit in 
den Köpfen der Menschen 
neu verankert und dem jun
gen Deutschland mit seiner 
Wirtschafts- und Währungs
reform zum Aufschwung 
verholfen. „Seine Ideen wa
ren zum damaligen Zeit
punkt fast revolutionär", so 
Angela Merkel, „doch wich-
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tig war vor allem: er hat 
Verantwortung übernom
men, und das hat er gerne 
getan. Erhard selbst be
schrieb dies mit dem Wort 
,Verantwortungsfreud ig
keit'". Durch diese Grund
haltung und auch durch die 
Beharrlichkeit Erhards sei 
das Wirtschaftswunder ge
lungen, und so habe Jahre 
später auch die Wieder
vereinigung gelingen kön
nen, erklärte die CDU-Vor
sitzende. 

• 
Eigeninitiative 

„Genau diese Energie der Ei
geninitiative, diese Kraft 
der Freiheit waren es, die es 
möglich machten, 1990 die 
Deutsche Einheit zu gestal
ten." Trotz aller Herausfor
derungen der Gegenwart 
sollte nie vergessen werden: 
In weniger als 20 Jahren 
Deutscher Einheit sei es ge
lungen, 40 Jahre Planwirt
schaft und die daraus ent
~andenen Schäden zu übe~ 
winden. „Das ist alles in al
lem eine großartige Erfolgs
geschichte", bekräftigte An-
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gela Merkel. Weiter betonte 
die Bundeskanzlerin, dass 
die Konsolidierung des Bun
deshaushalts Vorrang habe 
vor Steuererleichterungen. 
„Das Ziel eines ausgegliche
nen Haushaltes 2011 ist und 
bleibt unverzichtbar, wenn 
wir Kraft für die Zukunft 
wollen", sagte sie. Zwar ge
be es keinen Gegensatz zwi
schen einer Sanierung der 
Staatsfinanzen und Entlas
tungen für die Bürger, be
tonte die CDU-Vorsitzende. 
Allerdings gebe es eine zeit
liche Abfolge, die eingehal
ten werden müsse. „Das 
schafft Verlässlichkeit, und 
Verlässlichkeit schafft Ver
trauen", sagte sie. Außer
dem verwies die Bundes
kanzlerin auf die schon 
erreichten Erfolge der uni
onsgeführten Bundesregie
rung: „Die Arbeitslosigkeit 
ist im Vergleich zum Jahr 
2005 um fast zwei Millionen 
gesunken, über 40 Millio
nen Menschen sind er
werbstätig - das ist gut für 
unser Land." Da diese posi
tive Entwicklung nicht ge
fährdet werden dürfe, er
teilte die CDU-Vorsitzende 

einem flächendeckenden 
gesetzlichen Mindestlohn 
eine Absage. 

• 
Deutschland: 

Land der Ideen 

Angela Merkel kündigte an, 
sie werde in den kommen
den Monaten zu einer „Bil
dungsreise" quer durch 
Deutschland aufbrechen. 
Dabei will sie Kindergärten, 
Seniorenfakultäten, Berufs
schulen und private Eltern
initiativen besuchen. Die Ein
drücke sollen im Oktober in 
einen nationalen Bildungs
gipfel einfließen, den die 
CDU-Vorsitzende zusam
men mit den Bundesländern 
durchführen will. Ziel sei es, 
Deutschland als „Land der 
Ideen" zu erhalten. Das zen
trale Versprechen der Sozia
len Marktwirtschaft bestehe 
auch heute in der Möglich
keit zum Einstieg und Auf
stieg. „Unsere Gesellschaft 
lebt von der Durchlässig
keit'', betonte Merkel. Eine 
„Bildungsrepublik Deutsch
land" schaffe hiefür die Vor

aussetzungen. 
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CDU und CSU wollen Familien entlasten 
CDU und CSU haben sich 
für eine stärkere Entlas
tung von Familien mit 
Kindern und von Arbeit
nehmern mit geringem 
und mittlerem Einkommen 
ausgesprochen. Die ge
meinsame Präsidiumssit
zung von CDU und CSU in 
Erding bei München mün
dete in der Erklärung „Ge
meinsam für Deutschland. 
Entschlossen für Bayern." 

Nach dem Willen der 
Unionsparteien sollen Kin
dergeld und Kinderfreibe
trag zum 1. Januar 2009 an
gehoben werden. Die Grö
ßenordnung der Entlastung 
von Familien hänge nun von 
den Vorgaben des Existenz
minimumberichts ab, der im 
Herbst vorgelegt werde, er
klärte Angela Merkel. 

Daneben wollen CDU 
und CSU den Beitrag zur 
Arbeitslosenversicherung 
ebenfalls zum 1. Januar 2009 
von 3,3 Prozent auf 3,0 Pro
zent senken. „Wir werden 
das in die Arbeit der Großen 
Koalition einbringen", kün
digte die Kanzlerin an. Wei
tergehenden Wünschen er
teilte die CDU-Vorsitzende 
mit Blick auf das zentrale 
Ziel der Haushaltskonsoli
dierung jedoch eine Absage. 
„Wir wollen keine Steuer
senkungen auf Pump", be-

Großer Medienandrang: CDU-Vorsitzende Angela Merkel und CSU-Vorsitzender Erwin Huber 

tonte Angela Merkel. Vor
rang habe weiterhin ein aus
geglichener Haushalt. Für 
das Jahr 2011 wollen die 
Unionsparteien einen Etat 
vorlegen, der ohne neue 
Schulden auskommt. 

Die Präsidiumssitzung 
zeigte, dass die beiden 
Unionsparteien über Steu
ersenkungen einig sind. 
Während die CSU bereits 
ihr Steuerkonzept „Mehr 
netto für alle" beschlossen 
hat, will die CDU ihren Ent
wurf im Frühjahr 2009 nach 
den „Maßgaben ,einfach, 
niedrig und gerecht' vo
rlegen". CDU und CSU wer
den die beiden Steuerkon
zepte in einem gemeinsa
men Wahlprogramm zu
sammenführen, heißt es da-

zu in der gemeinsamen Er
klärung der beiden Partei
präsidien. 

Außerdem sprachen sich 
beide Parteien für eine Rück
nahme des Atomausstiegs 
aus. Der Ausstiegsbeschluss 
sei „absolut falsch", erklärte 
Angela Merkel. Wer ernst
haft von bezahlbaren En
ergiepreisen rede, der müs
se umdenken. Gleichzeitig 
sprach sich die Kanzlerin für 
einen Ausbau erneuerbarer 
Energien und einen ausge
wogenen Energiemix aus. 

Die vollständige Erklärung 
beider Präsidien finden Sie 
unter: www.cdu.de. 
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„Wort gegeben - Kurs gehalten" 
„Sagen, was man tun will, 
und tun, was man sagt -
Klarheit und Verlässlich
keit müssen wieder Maxi
men politischen Handelns 
werden. Nur so kann Poli
tik Veränderungen erfolg
reich gestalten." 

Das haben CDU und CSU 
in ihrem Regierungspro
gramm für 2005 bis 2009 
versprochen. Blickt man auf 
den Herbst des Jahres 2005 
zurück, wird deutlich, wel
chen Erfolgskurs Deutsch
land seit der Regierungs
übernahme von CDU und 
CSU eingeschlagen hat. 
Dominierten 2005 ange
sichts der katastrophalen 
Bilanz der rot-grünen Bun
desregierung unter Gerhard 
Schröder Rezessionsangst 
und steigende Arbeitslosig
keit die täglichen Nachrich
ten, befindet sich unser 

Zu Ihrer Infor
mation und 

=.:::L für Ihre Arbeit 
vor Ort hat 
die CDU-Bun
desgeschäfts
stelle unter 

dem Motto „Wort gege-
ben - Kurs gehalten" einige 
wichtige Versprechen der 
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Land inzwischen auf einem 
guten Weg. Die Zahl der Ar
beitslosen ist im Vergleich 
zu Rot-Grün um zwei Millio
nen zurückgegangen, über 
40 Millionen Erwerbstätige 
haben einen Arbeitsplatz. 
Ein Bundeshaushalt ohne 
neue Schulden ist erstmals 
wieder zum Greifen nah. 
Die gute Wirtschaftsent
wicklung macht Tariflohn
abschlüsse möglich, die wie
der deutlich über der Infla
tionsrate liegen, und auch 
die Renten konnten - zu
mindest moderat - zusätz
lich angehoben werden. 

Wer eine derart positive 
Entwicklung im Herbst 2005 
prognostiziert hätte, wäre 
nicht nur von allen Experten 
bestenfalls milde belächelt 
worden. Gleichzeitig stehen 
diese extrem erfreulichen 
Fakten im Kontrast zur viel-

Union und deren Einlö
sung durch die unionsge
führte Bundesregierung 
gegenübergestellt. 

Die Broschüre steht Ih
nen unter www.cdu.de zur 
Verfügung, ist aber auch 
in gedruckter Form er
hältlich - Bestellnummer: 
5401; 50 Exemplare kos-

fach gefühlten Stimmung, 
der „Aufschwung kommt 
nicht an". 

Dabei ist die Wende zum 
Besseren auf die richti
gen Weichenstellungen seit 
der Übernahme der Re
gierungsverantwortung von 
CDU und CSU zurückzufüh
ren. Ein wesentliches Merk
mal der Politik der unions
geführten Bundesregierung 
ist im Gegensatz zu Rot
Grün, dass CDU und CSU 
halten, was sie versprechen. 
Während die SPD sogar öf
fentlich einräumt, dass man 
sie nicht an ihren Wahl
kampfversprechen messen 
dürfe, steht die Union ehr
lich und konsequent zu 
dem, was vor den Wahlen 
angekündigt wurde. Damit 
wird wieder einmal deut
lich: CDU und CSU kann 
man vertrauen! 

ten 29,50 Euro (inklusive 
Mehrwertsteuer). Bestel
lungen richten Sie bitte 
an die Firma Portica Mar
keting Support GmbH, Te
lefax: 02152 91525272, 
E-Mail: cdu-shop@portica. 
de oder über unseren Onli
ne-Shop im CDU-Mitglieder
netz unter www.cdunet.de. 
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Versprochen - Gehalten 

Wort gegeben (CDU/CSU-Regierungsprogramm) 

„Wir wollen Arbeitslosen in Deutschland 
endlich wieder eine Chance geben. Wir wollen 
Menschen in Arbeit bringen. („.) Sozial ist, 
was Arbeit schafft!" 

„Wir wollen Wachstum schaffen, im umfas
senden Sinne." 

„Wir beenden den verhängnisvollen Marsch in 
den Schuldenstaat. Wir werden eine ehrliche, 
nachhaltige Haushaltspolitik betreiben, die 
uns, unseren Kindern und Enkeln wieder 
Chancen für eine gute Zukunft sichert, dem 
Staat seine Handlungsfähigkeit zurück gibt 
und Raum für Zukunftsinvestitionen schafft." 

„Arbeitslose sollen im ersten Arbeitsmarkt 
Arbeit finden. Dies gelingt umso leichter, je 
wettbewerbsfähiger die Wirtschaft in 
Deutschland ist. Wir werden die Lohnzusatz
kosten dauerhaft senken und verbinden dies 
mit zukunftsträchtigen Strukturveränderun
gen in den sozialen Sicherungssystemen." 

„Made in Germany muss weltweit wieder das 
Signum einer leistungsfähigen Gesellschaft 
werden. Deutschland soll ein Land der Ideen 
werden, in dem Spitzenforscher und Nobel
preisträger Zukunftstechnologien erforschen, 
in dem wagemutige Unternehmensgründer 
Premiumprodukte entwickeln und auf den 
Markt bringen." 

Kurs gehalten 

• Gegenüber dem Höchststand unter Rot
Grün ist die Zahl der Arbeitslosen bis Mai 
2008 um zwei Millionen zurückgegangen. 

• Über 40 Millionen Menschen haben einen Ar
beitsplatz - soviel wie nie zuvor in Deutsch
land. 

• 2008 wird es wahrscheinlich im drittenjahr 
in Folge ein Wachstum von über zwei Pro
zent geben. Nach 2,9 Prozent (2006) und 
2,4 Prozent (2007) erwarten wir für dieses 
Jahr wieder über 2 Prozent Wachstum! 

• Schon heute ist die Neuverschuldung so ge
ring wie seit der Wiedervereinigung nicht 
mehr. Weniger Schulden heißt weniger Be
lastung für zukünftige Generationen und 
mehr Handlungsspielräume in der Zukunft. 

• Wir setzen die Haushaltskonsolidierung 
konsequent fort. Ab 2011 soll der Bundes
haushalt ohne neue Schulden auskom
men. 

• Wir haben die Lohnzusatzkosten unter 
40 Prozent gesenkt und damit Beschäftig
te und Betriebe entlastet. Der Beitrag zur 
Arbeitslosenversicherung wurde fast hal
biert - von 6,5 Prozent im Jahr 2005 auf 
3,3 Prozent 2008. 

• Nach jetzigem Stand ist sogar eine Bei
tragssatzsenkung auf 3,0 Prozent zum 1. Ja
nuar 2009 möglich. 

• Bis 2009 investieren wir zusätzlich 6,5 Mil 
liarden Euro in Forschung und Innovation. 
In diesem Jahr investiert der Bund insge
samt 11,2 Milliarden Euro in Forschung und 
Entwicklung. 

• Die Hightech-Strategie schmiedet Innova
tionsallianzen in den wichtigsten Forschungs
bereichen. 
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6 Familie/Bildung 

Bessere Chancen für Kinder und jugendliche 
Wie können die Chancen 
von Kindern und jugendli
chen in unserer Gesell
schaft weiter verbessert 
werden? Auf diese Fragen 
gaben der Generalsekretär 
der CDU Deutschlands, 
Ronald Pofalla, und die 
Bundesministerinnen An
nette Schavan und Ursula 
von der Leyen auf einer ge
meinsamen Pressekonfe
renz Antworten. 

Die Union wolle allen 
Kindern und jugendlichen 
die besten Startchancen für 
eine individuelle Entfaltung 
bieten, unterstrich der Ge
neralsekretär. Aus ihrem 
christlichen Verständnis he
raus setze sich die CDU für 
eine gezielte Verbesserung 
der Rahmenbedingungen 
für Familien, für frühkindli
che Erziehung und Bildung 
ein. Demgegenüber sei das 
Konzept der SPD ein „alter 
Hut". Es handle sich ledig
lich um einen Sachstandsbe
richt von Maßnahmen, die 
das Familien- und das Bil
dungsministerium bereits in 
Angriff genommen hätten. 

Der SPD-Aktionsplan zur 
Kinderarmut sei purer „Ak
tionismus", betonte Ronald 
Pofalla. Die Forderung der 
Sozialdemokraten nach ei
ner Kürzung des Kinderfrei
betrages sei „verfassungs-
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CDU-Generalsekretär Ronald Pofalla und 

die Bundesministerinnen Annette Schavan 

und Ursula von der Leyen 

widrig". Das Existenzmini
mum könne nicht besteuert 
werden. Zudem müssten Fa
milien mit Kindern steuer
lich besser gestellt sein als 
Kinderlose. Die CDU tritt 
dafür ein, das Kindergeld 
und den Kinderfreibetrag 
zum 1. Januar 2009 zu er
höhen. „Wir wollen alle Fa
milien mit Kindern gleich
stellen und nicht Familien 
gegeneinander ausspielen", 
betonte CDU-Generalsekre
tär Ronald Pofalla. 

„Deutschland ist bei der 
Bekämpfung der Kinderar
mut besser als sein Ruf", ver
sicherte Bundesfamilienmi
nisterin Ursula von der Ley
en. Dennoch gebe es Länder 
- etwa Schweden, Finnland 
und Dänemark - die noch 
bessere Ergebnisse vorzu
weisen hätten. Der Kampf 
gegen Kinderarmut müsse 
deshalb fortgesetzt werden. 
Vor allem Alleinerziehende, 

Familien mit Migrationshin
tergrund und kinderreiche 
Familien sind nach Aussage 
von der Leyens besonders 
betroffen. Diese drei Grup
pen gelte es mit gezielten 
und vernetzten Maßnahmen 
zu unterstützen. Bundes
bildungsministerin Annette 
Schavan betonte, dass vor 
allem die Lebenswelten von 
Kindern und jugendlichen 
bei der Weiterentwicklung 
des Bildungssystems im 
Vordergrund stehen müss
ten. Denn für Kinder und 
jugendliche sei es wich
tig, „dass sowohl die Bil
dungs- als auch die Fami
lienpolitik auf sie zuge
schnitten sind". Von daher 
gebe es eine enge Zusam
menarbeit zwischen den 
beiden Ministerien. 

Die CDU-Politikerin be
tonte, dass an der Durchläs
sigkeit des Bildungssystems 
weiter gearbeitet werden 
müsse, damit alle Kinder und 
jugendlichen die Chance auf 
einen Abschluss bekommen. 
Daneben messe die CDU der 
frühkindlichen Bildung sowie 
der Aus- und Weiterbildung 
von Erziehern in Kindergär
ten und Kindertagesstätten 
große Bedeutung bei. 

Weitere Informationen zu 
diesem Thema finden Sie im 
Internet unterwww.cdu.de. 
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Jubiläum 

Maria Böhmer zieht positive Bilanz 
Ganz im Zeichen der Zukunft 
stand der 60. Geburtstag der 
Frauen Union (FU): „Wir wol
len uns nicht darauf ausru
hen, was wir bisher erreicht 
haben", sagte die Vorsitzen
de und Staatsministerin Ma
ria Böhmer. 

Auch CDU-Generalsekre

tär Ronald Pofalla gratulierte 

zum 60. Jubiläum der Frauen 
Union. Er würdigte vor allem 
die Hartnäckigkeit, die die 

Frauen Union in den vergan
genen Jahrzehnten stets aus
gezeichnet habe: „Ohne Frau

en ist kein Staat zu machen. 

Deswegen ist es wichtig und 
richtig, den Weg, den die 

Frauen Union seit 60 Jahren 
geht, nun weiter fortzuset
zen." 

Dass das Engagement der 

FU Früchte trägt, zeigt nicht 
zuletzt die positive Mitglie
derentwicklung: Mit einer ge

meinsamen Kampagne von 
CDU und Frauen Union ge

lang es, den Frauenanteil un
ter den Neumitgliedern der 

CDU auf 30 Prozent zu stei
gern, während der Gesamt
durchschnitt in der CDU 25 
Prozent beträgt. 

Doch auch für die Zukunft 
hat sich die Frauen Union ehr

geizige Ziele gesetzt: In den 

nächsten zehn Jahren sei 
„Durchstarten" angesagt, er-

CDU-General sekretär Ronald Pofalla und 

FU-Vorsitzende Maria Böhmer beim Fest 

akt im Konrad-Adenauer-Haus in Berlin 

klärte die Vorsitzende Ma

ria Böhmer. Ziel sei es, dass 

in zehn Jahren ein Drittel 
der CDU-Ministerpräsiden

ten, der CDU-Vorsitzenden 

im Bund und in den Län
dern sowie der Generalse

kretäre weiblich sind. Ferner 
sollten auch ein Drittel der 

Mitglieder der Vorstände von 
DAX-Unternehmen und der 

Gewerkschafts-Vorstände 

Frauen sein. Dies gelte auch 
für Chefredakteure und Inten

danten. 

• 
Bessere Chancen 

für Frauen im Beruf 

Bis es soweit ist, gibt es zwei
fellos für die Frauen Union 

noch viel zu tun. Als erster 
Schritt ist unter Federführung 

der stellvertretenden Bundes
vorsitzenden Eva Möllring ein 

Positionspapier entstanden, 

das sich mit der Verbesserung 
der Chancen von Frauen auf 

dem Arbeitsmarkt beschäf
tigt. Dazu müsse sich das 

Berufswahlverhalten junger 
Frauen ändern, fordert Möll
ring. Denn wer sich für die so 

genannten MINT-Berufe (Ma
thematik, Informatik, Natur
wissenschaften und Technik) 

entscheide, habe künftig noch 
bessere Aufstiegschancen. 

Dabei sei es jedoch wich

tig, die Vereinbarkeit von Fa
milie und Beruf noch zu ver

bessern: Während viele junge 
Frauen heute allenfalls eine 
kurze Familienphase einleg

ten und rasch wieder in den 
Beruf zurückkehrten, haben 

Mütter bis vor wenigen Jah
ren oftmals noch eine länge
re Auszeit genommen. „Wir 

wollen deshalb, dass diese 
kompetenten Frauen eine 

Chance auf dem Arbeitsmarkt 
bekommen", so Maria Böh
mer. Neben individuellen be

ruflichen Qualifizierungsmaß
nahmen plädiert die FU da

für, die Löhne von Frau

en und Männern anzuglei
chen. Noch immer bekämen 

Männer in Deutschland über 
20 Prozent mehr Geld, wie 

eine aktuelle Studie der EU

Kommission belegt. Dieser 
Unterschied sei untragbar, 

betonte Maria Böhmer. 
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8 Aus den Ländern 

Niedersachsen 

David McAllister neuer Landesvorsitzender 
Mit einer beein
druckenden Mehr
heit von 98,9 Pro
zent wurde David 
McAllister von den 
Delegierten des Lan
desparteitages zum 
neuen niedersäch
sischen CDU-Lan- Niedersachsens Ministerpräsident Christian Wulff und der 

de SV O r Sitzenden neue CDU-Landesvorsitzende David McAllister 

gewählt. 
Er tritt damit die Nachfol

ge von Ministerpräsident 
Christian Wulff an, der nach 
14 Jahren an der Spitze des 
CDU-Landesverbandes nicht 

Allister als Nachfolger vor
geschlagen hatte. Minister
präsident Christian Wulff 
unterstrich in seiner Rede, 
dass sich die Union heute 
aus einer Position der Stärke 

wieder kandidierte und Mc heraus erneuere und weiter-

entwickele. Er freue 
sich auf die Zusam
menarbeit mit dem 
neuen Landesvorsit
zenden David Mc Allis
ter. „Wir schließen als 
Tandem an die Erfolge 
des Duos Wilfried Has
sel ma nn und Ernst Al-
brecht an", sagte Wulff 

unter dem Beifall der Dele
gierten und Gäste aus allen 
Bereichen des öffentlichen 
Lebens in Niedersachsen. 

Weitere 1 nformationen 
zum Landesparteitag auf: 
www.cdu-niedersachsen.de. 

CDU - Die Volkspartei in NRW 
„Seit drei Jahren geht 
ein Ruck durch Nord
rhein-Westfalen - das 
Land ist im Aufbruch." 
So lautete das Resümee 
des nordrhein-westfä
lischen Landesvorsit
zenden Jürgen Rütt
gers auf dem Landes-
parteitag in Dortmund. Nordrhein-Westfalens Ministerpräsident und CDU-

2007 habe das Wachs- Landesvorsitzender Jürgen Rüttgers 

turn in Nordrhein-Westfalen 
mit 2,6 Prozent erstmals 
seit langem wieder über 
dem Bundesdurchschnitt 
gelegen. Die Zahl der Ar
beitslosen sei seit dem Re-
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gierungswechsel im Mai 
2005 um 300000 gesunken, 
bilanzierte der Ministerprä
sident. Mit dem Kurs der 
wirtschaftlichen Vernunft 
und sozialen Gerechtigkeit 

liege die CDU Nord
rhein-Westfalen beim 
Bürger genau richtig, 
betonte der Generalse
kretär der CDU Nord
rhein-Westfalen, Hen
drik Wüst. Er bilanzier
te: „Die Herzkammer 
der Sozialdemokratie ist 
blutleer, das Ruhrgebiet 
wird schwarz." Die CDU 

repräsentiere die Mitte der 
Gesellschaft, sei die Nord
rhein-Westfalen-Partei. 

Weitere Informationen 
zum Landesparteitag auf: 
www.cdu-nrw.de 



Kampagnen-Akademie 
Zum ersten Mal hat sie statt
gefunden - die Kampagnen
Akademie der CDU Deutsch
lands. 25 junge Menschen, 
die sich auf Kreis- oder Lan
desebene für die CDU enga
gieren, waren eingeladen, 
eine Woche lang von Wahl
kampfprofis aus dem Aden
auer-Haus und externen Re
ferenten zu lernen. 

Auf dem Programm stan
den praktische Übungen, aber 
auch Vorträge aus den ver
schiedenen Bereichen der 

Wahlkampfplanung: So muss
ten die Teilnehmer beispiels

weise Strategien und Budget
pläne entwickeln, sich Motive 

für Plakate oder Ideen für 

schweig hat auf seinem 
Parteitag in Salzgitter den 
amtierenden Vorsitzen
den Jochen Konrad From
me mit über 90 Prozent im 
Amt bestätigt. 

Stellvertreter Frommes 

sind die Landtagsabgeord
neten Heidemarie Mund

los und Rudolf Götz sowie 
Silke Weyberg, Kreisvor
sitzende der CDU in Peine. 

In seiner politischen Bi
lanz als Landesvorsitzender 

machte Fromme deutlich, 

CDU-Generalsekretär Ronald Pofalla mit Teilnehmern der Kampagnen-Akademie 

Werbespots überlegen. Nicht 
nur die Teilnehmer, sondern 
auch CDU-Bundesgeschäfts

führer Klaus Schüler waren 

mit den Ergebnissen der Aka
demie zufrieden: „Mit der 

Kampagnenakademie erwei
tern wir das Serviceangebot 

Jochen-Konrad 

Fromme Mdß 

desregie

rung keine 
Alternative 

gebe. Geld 
müsse „erst verdient wer

den", bevor man es vertei
len könne. Bundeskanzlerin 
Merkel habe mit der Unter
stützung des wirtschaftli

chen Aufschwungs die Basis 
für die Chance auf höhere 

Löhne und damit höhere 

des Konrad-Adenauer-Hauses 

um einen wichtigen Baustein, 
und wir setzen neue Akzente 
in der Qualifizierung und För

derung junger Nachwuchs
kräfte in unserer Partei. Der 

große Anklang zeigt: Wir sind 
auf dem richtigen Weg." 

Renten geschaffen. Diese 

Entwicklung dürfe nicht ge

fährdet werden. 
Im Mittelpunkt des Leit

antrags „Mehr Kinderla
chen im Braunschweiger 
Land" stand die Verbesse

rung der Situation für Fa
milien. Bundesfamilienmi

nisterin Ursula von der 

Leyen plädierte in diesem 
Zusammenhang eindring
lich für ein Gesamtkon

zept zum Kinderschutz 
und zur Stärkung der Kin
derrechte. 

02108 
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Volker Kauder 

Union bleibt Garant für Stabilität 
Die Führung der SPD hat 
das Heft des Handelns 
nicht mehr in der Hand. 
Immer mehr lässt sich die 
SPD von der Linkspartei 
treiben. Diese Führungs
schwäche zeigt sich auch 
bei der Wiederwahl des 
Bundespräsidenten. 

Statt als Regierungspar· 
tei mit uns gemeinsam den 
erfolgreichen und beliebten 
Bundespräsidenten Horst 
Köhler wiederzuwählen, ha· 
ben sich die Sozialdemokra
ten nach langem Gezerre 
und aus reinem Machtkalkül 
entschlossen, eine eigene 
Kandidatin zu nominieren. 
Und diese ist sich nicht zu 
schade, öffentlich anzukün
digen, aktiv um eine Unter
stützung durch die Links
partei werben zu wollen. All 
dies ist eine große Belas· 
tung für die Koalition. Die 
Bürgerinnen und Bürger un· 
seres Landes erwarten aber 
mit Recht, dass wir die Sach
politik in den Mittelpunkt 
unserer Arbeit stellen und 
nicht uns selbst. In dieser Si· 
tuation ist es die Union, die 
mit klarem Kurs die einge· 
schlagenen Reformanstren· 
gungen und die begonne· 
nen Projekte fortführt und 
für Stabilität in der Regie· 
rungskoalition sorgt. Wir 
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Volker Kauder, Vorsitzender 

der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 

haben die Neuverschuldung 
auf das niedrigste Niveau 
seit der Wiedervereinigung 
gesenkt und halten am Ziel 
eines ausgeglichenen Haus· 
haltes 2011 fest. 

• 
Ziel bleibt 

ausgeglichener 
Haushalt 

Und selbstverständlich wol
len wir die Bürgerinnen und 
Bürger so bald wie möglich 
entlasten, dürfen dies aber 
nicht zu Lasten der Haus
haltskonsolidierung tun. 
Schon heute gibt der Bund 
jährlich etwa 40 Milliar
den Euro für Zinszahlun· 
gen aus. Geld, das für zu
kunftsweisende Investitio
nen und Steuersenkungen 
fehlt. Wir müssen alles 
vermeiden, was unsere fi-

nanziellen Spielräume wei· 
ter einengt und unseren 
Kindern noch höhere Be
lastungen auferlegt. Dort, 
wo Spielraum besteht, wie 
etwa beim Beitragssatz zur 
Arbeits 1 ose nve rsicheru ng, 
werden wir schnell han
deln und für weitere Ent
lastung der gesellschaftli 
chen Mitte sorgen. Die SPD 
wird sich mit ihren Steuer· 
erhöhungsvorschlägen und 
steuerpolitischen Umver
teilungsvorstellungen nicht 
durchsetzen. Die Steuer· 
vorschläge der SPD sind 
besch äfti gu ngsfe i nd 1 i eh 
und treffen damit insbeson· 
dere eine breite gesell
schaftliche Mitte, die wir 
entlasten wollen. 

Seit der Regierungsüber· 
nahme durch die Union und 
unsere Bundeskanzlerin An· 
gela Merkel wurden bis heu· 
te knapp eine Million sozial· 
versicherungspflichtige Be
sch äfti gu ngsverhältn isse 
geschaffen. Dieser Erfolg 
darf nicht vereitelt werden. 
Die Union bleibt Garant für 
Wachstum und Beschäfti 
gung. Dies gilt auch für die 
Reform der Erbschaftssteu
er, die nicht zu einer über· 
bordenden Belastung für 
den Mittelstand werden 
darf. 
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Ronald Pofalla 

Becks linke Republik 
Auf dem so genannten 
„Zukunftskongress" der 
SPD in Nürnberg am 31. 
Mai sollte es ursprünglich 
um den Kurs der SPD 
gegenüber der Linkspartei 
gehen. Aber seit der Nomi
nierung von Frau Schwan 
zur Kandidatin für das Amt 
des Bundespräsidenten ist 
diese Diskussion überflüs
sig. Denn der Kurs der SPD 
ist endgültig klar: Er führt 
auf gerader Linie nach 
links, in die unmittelbare 
Zusammenarbeit mit der 
Linkspartei. 

Die Bekundungen von 
Beck, auf der Bundesebene 
mit der Linkspartei nicht zu 
sammenarbeiten zu wollen, 
haben seit dem angekündig
ten Werben um die Stimmen 
der Linken in der Bundesver
sammlung endgültig keine 
Glaubwürdigkeit mehr. 

Dabei müsste gerade der 
Blick in die Geschichte 
genügen, der SPD vor Au
gen zu führen: Ihr Kurs ist 
falsch. Seit dem 19. Jahr
hundert ist die Geschichte 
der SPD im Grunde eine der 
Abweisung des Marxismus. 
Ferdinand Lassalles „Allge
meiner Deutscher Arbeiter
verein" von 1863 - mit dem 
alles anfing - war national
reformerisch, nicht marxis-

Ronald Pofalla MdB, Generalsekretär 

der CDU Deutschlands 

tisch. Nach der Vereinigung 
von Lassalles Verein mit Au
gust Bebels und Wilhelm 
Liebknechts „Sozialdemo
kratischer Arbeiterpartei" 
1875 in Gotha gab es ein 
jahrelanges Ringen zwi
schen Reform und Revoluti
on. Aber es setzte sich die 
Reform durch. 

Nach dem Ersten Welt
krieg verhinderte auch die 
SPD mit ihrem beherzten 
Auftreten für eine Republik, 
dass Spartakisten und Kom
munisten Deutschlands Zu
kunft bestimmten. Von Be
ginn an und bis zum Ende 
war die SPD eine der tra
genden Parteien dieser 
Weimarer Republik. Dage
gen standen SPD und Kom
munisten in diesen Jahren in 
dauerhafter Gegnerschaft. 
Regieru ngsbetei 1 igu ngen 
der SPD trieben der KPD 

enttäuschte Arbeiter zu. Die 
KPD bekämpfte die Sozial
demokraten als „sozialfa
schistisch". Und Kurt Schu
macher, der spätere SPD
Parteivorsitzende, bezeich
nete die Kommunisten 1930 
sehr treffend als „rotlackier
te Doppelausgabe der Na
tionalsozialisten". 

Traurig, daran erinnern 
zu müssen: 1946 kam es 
in der Sowjetischen Besat
zungszone zur Zwangsver
einigung von SPD und KPD 
zur SED. Es folgte die Flucht 
zahlreicher ostdeutscher 
Sozialdemokraten, die sich 
dem Druck nicht beugen 
wollten, in die Westzonen. 
Viele gingen für ihre Über
zeugungen auch in Lager 
wie Buchenwald oder ins 
sowjetische Workuta. 

Doch die Erinnerung dar
an verblasste schnell. In den 
80er Jahren bereits hatte die 
SPD die Deutsche Einheit 
aufgegeben und setzte auf 
eine Anerkennung der SED, 
auf Erich Honecker und 
Erich Mielke. 1987 - kurz vor 
dem Scheitern des „real exis
tierenden Sozialismus" - er
arbeiteten SPD und SED ein 
gemeinsames Grundwerte
papier. Und nach dem 9. No
vember 1989 verstieg sich 
Walter Momper (SPD), da-
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12 SPD/Linkspartei 

mals Regierender Bürger
meister Berlins, zu der hane
büchenen Fehleinschätzung, 
bei der wohl der Wunsch Va
ter des Gedankens war: Es 
gehe nicht um die Wieder
vereinigung, es gehe nur um 
ein „Wiedersehen". 

In Bündnissen von SPD 
und SED-Nachfolgepartei 
wüchse heute zusammen, 
was nicht zusammengehört. 
Die SPD hat im 20. Jahrhun
dert das System der parla
mentarischen Demokratie in 
Regierung und Opposition 
wesentlich mitgeprägt und 
mitgetragen, und ist dafür 
von Kommunisten und So
zialisten angefeindet und 
verfolgt worden. So ist es 
heute wieder. Trotz aller Fu
sionen und Namensände
rungen verwaltet die Links
partei das Erbe der SED und 
verklärt die Diktatur DDR. 
Sie will das parlamentarisch
repräsentative System, die 
freiheitlich-demokratische 
Grundordnung der Bundes
republik überwinden und 
feindet die SPD für deren 
Regierungspolitik der letz
ten Jahre an. „Wer hat uns 
verraten? Sozialdemokra
ten!" - riefen die Linken auf 
den Demonstrationen ge
gen die Hartz-Gesetze, und 
„Arbeiterverräter!" beleidi
gen sie heute wahlkämpfen
de Sozialdemokraten. 

Denn es ist neben der 
Geschichte auch die pro-
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grammatische Gegenwart 
der Linkspartei, die der SPD 
eine Warnung sein sollte. In 
der Innenpolitik besteht 
diese Pseudo-Programma
tik aus populistischen For
derungen nach mehr Geld, 
die niemand jemals bezah
len kann. Die SPD-Bundes
tagsfraktion selbst hat aus
gerechnet, dass all die ver
meintlichen Wohltaten je
des Jahr fast 155 Milliarden 
Euro kosten würden. 

• 
Außenpolitische 

Isolation 

Im Innern würden die For
derungen der Linkspartei 
unser Land in den wirt
schaftlichen und sozialen 
Ruin führen, außenpolitisch 
in die Isolation. Der Gene
ralsekretär der NPD hat be
merkt, dass Oskar Lafontai 
ne „in der Außenpolitik lu
penreine und völlig authen
tische NPD-Positionen" ver
tritt. Antiamerikanismus, 
viel Lob und Verständnis für 
diktatorische und autoritäre 
Staaten wie Kuba oder Iran, 
Rückzug aus Verteidigungs
bündnissen und internatio
naler Verantwortung - das 
sind die Zutaten einer Poli 
tik, die uns die Teilung der 
Welt und unseres Vaterlan
des bis heute erhalten hät
te. Ihre außenpolitische Ge
fährlichkeit hat die Links-

partei gerade erst im Bun
desrat wieder unter Beweis 
gestellt: Ausgerechnet in 
der Bundeshauptstadt Ber
lin hat sich die SPD von der 
Linkspartei dazu zwingen 
lassen, der Reform der Eu
ropäischen Union nicht zu
zustimmen. Ein beschämen
der Vorgang, der Berlin in 
ganz Europa blamiert hat. 

Gegen alle historische Er
innerung und politische Ver
nunft geht die SPD unter 
Kurt Beck programmatisch 
und koalitionspolitisch auf 
die Linkspartei zu. Aber die
se Strategie ist bereits heute 
gescheitert. Die Linkspartei 
legt überall zu - und zwar 
auf Kosten der SPD. Im Wes
ten Deutschlands zieht sie in 
die Landesparlamente ein, 
im Osten ist sie vielfach so
gar stärker als die SPD. Die 
SPD hat die Linkspartei stark 
gemacht. In ihrem eigenen 
Interesse und im Interesse 
der politischen Kultur in 
Deutschland sollte die SPD 
ihren Kurs ändern. Die So
zialdemokraten sollten auf 
Klaus v. Dohnanyi hören, der 
vor Monaten forderte: „Wir 
müssen die SED-Nachfolge
partei offen und unnachgie
big stellen: Wir müssen ihre 
fehlgeschlagene Utopie auf
decken. Es war auch ein Feh
ler meiner Partei, hier nicht 
immer auf Klarheit gedrun
gen zu haben." Es ist immer 
noch ein Fehler. 
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Materialen zur Linkspartei 
„Wir stellen die Systemfra
ge!" - das sagt der Vorsit
zende der Linkspartei Lo· 
thar Bisky. Ein Ausrutscher 
war sein Schlachtruf nicht: 
Das Programm der Linken 
ist eine Sammlung extremer 
Positionen. Die CDU-Bun
desgeschäftsstelle hat die 
Fakten über die Linkspartei 
in einer Dokumentations
und Flugblattreihe zusam· 
mengetragen. Diese finden 
Sie in der rechten Spalte auf 
www.cdu.de 

Dokumentationen: 
• „Alte Erblasten und er

neuerte Ressentiments" 
Das Führungspersonal 
der Linkspartei. 

• „Beschönigen, Verharm
losen, Leugnen" 
Wie die Linkspartei mit 
der eigenen Vergangen
heit und begangenem 
Unrecht umgeht. 

Aktuelle Flugblätter: 
Chancen für Kinder ver
bessern, Familien stärken 
Koalition schließt Sicher
heitslücke 
Zwei Millionen Arbeits
lose weniger als unter 
Rot-Grün 

• „finanzieller Offenba
rungseid" 
Wie die Linkspartei un
ser Land in den Ruin trei
ben will. 

• „Programmatischer Plat
tenbau" 
Die Programmatik der 
Linkspartei und ihr Ver
hältnis zum Grundge
setz. 

• „Das Abstiegsmodell" 
Eine Bilanz der rot-roten 
Bündnisse in Berlin, Meck-
1 e n bu rg-Vorpom mern 
und Sachsen-Anhalt. 

Flugblätter: 
• Die gefährliche Außen

politik der Linkspartei. 
• SPD und Linkspartei -

der Wortbruch hat Tradi
tion. 

• Die traurige Bilanz der 
rot-roten Bündnisse. 

• Die absurden Forderun
gen der Linkspartei. 

• Beck stellt die Weichen 
auf Rot-Rot-Grün 

Parteiarbeit vor Ort/ 
Veranstaltungsplanung: 
Damit die „Fußballfeste" 
der CDU-Gliederungen und 
Vereinigungen nicht zu bö-

IHR WEG INS 
CDUNET 

Wenn Sie sich zum ersten 
Mal in das CDU-Mitglie
dernetz einwählen wol
len, gehen Sie bitte wie 
folgt vor: Klicken Sie auf 
www.cdunet.de auf den 
Link „Erstmalig anmelden" 
auf der linken Seite. Wäh
len Sie im anschließenden 
Formular Ihren persönli
chen Benutzernamen (Nick
name), Ihr gewünschtes 
Passwort und geben Sie 
Ihre E-Mail-Adresse ein. 
Anschließend erhalten Sie 
automatisch eine E-Mail 
an die von Ihnen im Regis
trierungsformular angege
bene E-Mail-Adresse. Be
stätigen Sie Ihre Regis
trierung auf den in dieser 
E-Mail enthalten Link. 
Nach dem Aktivieren Ihres 
Zugangs können Sie sich 
mit Ihrem gewählten Be
nutzernamen und dem 
Passwort anmelden! Soll
ten Probleme auftauchen, 
wenden Sie sich einfach an 
su pport@cd u net.de. 

sen Überraschungen füh
ren, müssen einige rechtli
che Rahmenbedingungen 
beachtet werden. 

Diese finden Sie auf 
der Startseite des CDU
Mitgliedernetzes unter 
www.cdunet.de. 
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14 Medienpolitik 

MediaNight 2008 

CDU diskutiert medienpolitische 
Herausforderungen 

Welche Möglichkeiten bie
tet das Internet? Und wel
che Risiken sind mit seiner 
Nutzung verbunden? Nur 
zwei der Fragen, die im Mit
telpunkt der sechsten CDU 
MediaNight im Berliner 
Kon rad-Adena uer-H aus 
standen. 

Nach der Begrüßung 
durch CDU-Bundesgeschäfts
führer Klaus Schüler eröffne
te Kulturstaatsminister Bernd 
Neumann die traditionelle 

medienpolitische Fachtagung Die CDU-Vorsitzende, Bundeskanzlerin Angela Merkel, auf der MediaNight 2008 

der CDU. Als besondere Her-
ausforderung bezeichnete er 
die „digitale Piraterie". Ob
wohl sich mit 312 Millionen il
legaler Musik-Downloads im 
Jahr 2007 die Zahl seit 2003 
fast halbiert habe, „kommen 
noch immer zehn illegale 
Downloads auf einen lega
len". Den dadurch entstande
nen Schaden bezifferte Neu
mann auf 349 Mio. Euro allein 
im Jahr 2007. Deshalb stehe 
der Schutz des geistigen Ei
gentums ganz oben auf seiner 
Arbeitsagenda. 

In ihrer Rede machte die 
Bundeskanzlerin und CDU
Vorsitzende, Angela Merkel, 
deutlich, dass insbesondere 
mit den so genannten Neuen 
Medien vor allem ungeheure 
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Chancen verbunden seien. 
Umso wichtiger sei es, Kin
dern und jugendlichen Me
dienkompetenz und Risikobe
wusstsein beim Umgang mit 
dem Internet zu vermitteln. 
Während Computer- und 
Fernsehkonsum dominierten, 
geht die Bedeutung der Print
medien zurück. Vor diesem 
Hintergrund begrüßte Angela 
Merkel ausdrücklich die Ini
tiative von Staatsminister 
Bernd Neumann für ein „Na
tionales Netzwerk Zeitungen 
und Zeitschriften". Ziel der 
Initiative ist es, jugendliche 
wieder stärker für Printmedi
en zu begeistern. 

Anschließend diskutierten 
CDU-Politiker mit Vertretern 

der Medienbranche in vier 
verschiedenen Foren über 
aktuelle Herausforderungen 
der Medienpolitik sowie die 

Trends des Jahres. 
FOCUS-Herausgeber Hel

mut Markwort erinnerte in 
seinem Redebeitrag an die 
elementare Bedeutung der 
Parteien für unser Staatswe
sen: Als Lehre aus der Ge
schichte räume das Grundge
setz den Parteien in Artikel 21 
eine wichtige Rolle bei der 
politischen Willensbildung 
des Volkes ein. Vor diesem 
Hindergrund forderte Mark
wort die Parteien auf, mit 
Selbstbewusstsein und Stolz 
ihrer wichtigen Rolle gerecht 
zu werden. 



Werner Langen 

Deutsche Sprache darf im EU-Sprachen
regime nicht benachteiligt werden 

Die französische Regie
rung plante Presseberichten 
zufolge, während der am 
1. Juli beginnenden französi
schen EU-Präsidentschaft 
ausschließlich Französisch 
als Arbeitssprache auf Be
amtenebene zu verwenden. 
Eine solche Regelung würde 
klar gegen das geltende 
Sprachenregime der Euro
päischen Union verstoßen. 

Dieses sieht die gleichbe

rechtigte Verwendung der 

drei Arbeitssprachen Deutsch, 

Englisch und Französisch in 

der EU vor. Mittlerweile hat 

die Diskussion zur Überprü

fung der Überlegungen der 

französischen Regierung ge

führt. Spätestens seit der gro

ßen Erweiterungsrunde 2004 

ist es in Rat und Parlament üb

lich, dass neben der völlig legi

timen Verwendung der jewei

ligen Landessprache mindes

tens auch die Arbeitsfähigkeit 

in Englisch sichergestellt sein 

muss. Die von Paris geplante 

alleinige Verwendung der 

französischen Sprache auf Ar

beitsebene würde alle Länder 

außerhalb des französischen 

Sprachraums klar benachtei

ligen. Gerade ein großer Staat 

wie Frankreich, zudem EWG

Gründungsmitglied, muss 

Werner Langen MdEP, Vorsitzender der CDU/ 

CSU-Gruppe im Europäischen Parlament 

aber Garant der Sprachenviel

falt sein. Eine künstlich her

beigeführte Bevorzugung des 
Französischen ist ebenso we

nig wünschenswert wie die al

leinige Dominanz des Engli

schen. Die CDU/CSU-Abge

ordneten im Europäischen 

Parlament treten daher für die 

Pflege der Sprachenvielfalt in 

der Europäischen Union ein. 

Dabei muss auch berück

sichtigt werden, dass Deutsch 

die Sprache mit den meisten 

Muttersprachlern und Eng

lisch die am weitesten verbrei 

tete Fremdsprache in der EU 

ist. Eine einseitig von Paris 

verfügte Verwendung des 

Französischen wäre deshalb 

nicht nur ein Affront, sondern 

hätte auch erhebliche Auswir

kungen auf das zukünftige 

EU-Sprachenregime im lichte 

der mit dem Lissabonner Ver

trag verbundenen institutio

nellen Veränderungen. Dabei 

steht die Sorge im Raum, dass 

der zukünftige Europäische 

Auswärtige Dienst allein auf 

Englisch und Französisch re

duziert werden könnte. Eine 

solche Entwicklung wäre ein 

gefährlicher Präzedenzfall für 

die mittelfristige Verdrän

gung des Deutschen und aller 

anderen Landessprachen aus 

den EU-Institutionen. Hier 

muss die Bundesregierung un

mittelbar gegensteuern. Spra

chenfragen dürfen nicht län

ger, wie in Deutschland weit 

verbreitet, als vermeintliche 

'Bagatelle' betrachtet werden. 

Gerade wir Deutschen müs

sen mehr für unsere Sprache 

tun. Die CDU/CSU-Gruppe im 

Europäischen Parlament un

terstützt deshalb ausdrücklich 

die jüngste Initiative . der 

deutschsprachigen Regionen 

für eine stärkere Verwendung 

des Deutschen auf EU-Ebene. 

Die Kommunikation in der je

weiligen Muttersprache ist 

Ausdruck der kulturellen Viel 

falt und Identität der 27 EU

Mitgliedstaaten und Voraus

setzung für eine hohe Qua

lität und Verläßlichkeit der 

EU-Gesetzgebung. 
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Integration ist „Schlüsselthema 
für die Zukunftsfähigkeit Deutschlands" 

Beim Vierten Integrations
politischen Dialog mit zahl
reichen Einwandererorgani
sationen am 4. Juni hat sich 
Bundeskanzlerin Angela Mer
kel für größere Anstrengun
gen zur Integration von Aus
ländern ausgesprochen. 

Die Einbeziehung der Mi

granten in die Gesellschaft sei 

ein „wirkliches Schlüsselthe

ma für die Zukunftsfähigkeit 
Deutschlands", betonte Ange

la Merkel im Bundeskanzler

amt. Die aktuellen integrati

onspolitischen Herausforde
rungen seien vergleichbar mit 

dem Systemwechsel im Nach
kriegsdeutschland beim Über
gang zur Marktwirtschaft so

wie beim Neuaufbau eines 
durchlässigen Bildungswe

sens. In beiden Fällen seien 

„neue Kräfte freigesetzt" wor

den. „So etwas müssen wir 

wieder schaffen", forderte die 

CDU-Vorsitzende. 

Einer der zentralen Punkte 

für gelungene Integration sei 

die Bildung. Fortschritte auf 

diesem Gebiet seien auch an

gesichts des Fachkräfteman

gels dringend notwendig. Ers
te Erfolge gebe es nach Aus

kunft der für Integration zu

ständigen Staatsministerin 

Maria Böhmer insbesondere 

bei der Umsetzung des Natio-
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Bundeskanzlerin Angela Merkel, die Int egrationsbeauftragte der Bundesregierung, Maria 

Böhmer, und die Vertreter der Migrationsorganisationen beim Gruppenbild im Anschluss 

an den 4. lntegrationspolitischen Dialog im Kanzleramt 

nalen Integrationsplans durch 
Migrantenorganisationen un

ter Mithilfe der Wirtschaft 
und den überwiegend ehren

amtlich tätigen Mitbürgern 

ausländischer Herkunft. Den
noch blieben noch immer 
rund 40 Prozent der jugendli

chen aus Zuwandererfamilien 
ohne berufliche Qualifikation. 

Dies sei eine erschreckend ho

he Zahl, mahnte Böhmer. 

Zur Messung von Integra

tionsfortschritten beschloss 

das Bundeskabinett ein Moni
toring-Konzept. Anhand von 
100 Indikatoren aus 14 The

menfeldern soll zukünftig die 
Entwicklung der Integration 

der Bevölkerung mit Migrati

onshintergrund regelmäßig 

gemessen und im Zeitverlauf 

beschrieben werden. Das Mo-

nitoring biete damit „wesent
liche Anhaltspunkte für die 
Verbesserung integrationspo

litischer Instrumente und 
Maßnahmen", erklärte Maria 
Böhmer. Die Themenfelder 
reichen von Einbürgerung, Bil

dung und Ausbildung, Fragen 

der Integration in den Arbeits

markt und der sozialen Stel

lung bis zu Wohnen, politi 
schem Engagement, Medien
nutzung, Kriminalität und 
Fremdenfeindlichkeit. 

Die Ergebnisse würden 
zukünftig für die Gesamtbe
völkerung und für Menschen 

mit Migrationshintergrund 

ausgewiesen. Die Daten sol

len geschlechtsspezifisch und 

teilweise auch nach Alters

gruppen gesondert ausgewer

tet werden. 



. . . 

Afrika als Partner auf Augenhöhe 
Afrika hat sich in den 
vergangenen Jahren stark 
verändert. Obwohl es noch 
immer erhebliche Sicher
heits- und Entwicklungs
probleme gibt, zeichnet 
sich Afrika inzwischen 
durch eine positive Dyna
mik aus. Deutschland hat 
großes Interesse an einer 
gleichberechtigten Wirt
schaftspartnerschaft mit 
den afrikanischen Staaten. 

Neben die traditionelle 
Kooperation sind die Beteili
gung Deutschlands an inter
nationalen Friedenseinsät

zen in Afrika, die stärkere 
Zusammenarbeit im Sicher
heitsbereich sowie die Initia

tive von Bundespräsident 
Horst Köhler „Partnerschaft 

mit Afrika" getreten. Diese 
neuen Kooperationen haben 

auch dazu beigetragen, die 
deutsche Öffentlichkeit für 
die Belange Afrikas zu inter
essieren. 

Die große Bedeutung, die 
Afrika für Deutschland und 

die G-8-Staaten hat, wurde 
zuletzt auf dem G8-Gipfel 

2007 in Heiligendamm deut
lich. Neben dem Beschluss zur 
Verdopplung der Entwick
lungshilfe auf 50 Milliarden 

Dollar bis 2010 wurden auch 
weitere 60 Milliarden Dollar 

für die Bekämpfung von In
fektionskrankheiten wie Aids, 

Hartwig Fischer MdB, Afrikaexperte 

der CDU/CSU -Bundestagsfraktion 

Malaria und Tuberkulose be

reitgestellt. Auch die deut
sche Entwicklungshilfe stieg 

in den vergangenen zwei Jah
ren um jeweils 300 Millionen 
Euro und wurde in diesem 

Jahr um rund 750 Millionen 

Euro aufgestockt. 
Bundeskanzlerin Angela 

Merkel unterstrich bereits im 
Rahmen des GB-Gipfels, dass 
Afrika ein „Partner auf glei

cher Augenhöhe" sein müsse, 
mit Rechten, aber auch mit 
Pflichten. Die selbständige 

Entwicklung Afrikas sei eine 
zentrale Herausforderung des 

21. Jahrhunderts. 
Zu einer offenen und ehrli

chen Partnerschaft gehört, 
gemeinsame Interessen zu 

benennen; aber auch, gegen
teilige Ansichten aufzuzeigen. 
Wichtig ist der Dialog: Afrika 
darf nicht nur als Ort einer 

ständigen Wohltätigkeitsver
anstaltung gesehen werden, 

wie es von verschiedenen Sei
ten suggeriert wird, sondern 

als ein Kontinent, an dem 

Deutschland und die interna

tionale Staatengemeinschaft 
großes Interesse haben müs
sen. Ziel der Partnerschaft auf 

gleicher Augenhöhe ist daher, 
die afrikanische Wirtschaft 
durch den Aufbau eines afri

kanischen Mittelstands zu 
stärken. Das Wirtschaftsbud

get der afrikanischen Staaten 
soll durch einen transparen

ten Abbau und fairen Handel 
mit eigenen Rohstoffen zu 
Welthandelspreisen stabili
siert werden. Von einer Teil
habe am Rohstoffhandel zu 
fairen Weltmarktpreisen pro
fitieren nicht nur die afrikani

schen LändeG sondern auch 

die Bundesrepublik Deutsch

land. 
Afrika spielt auch eine Rol

le im Rahmen deutscher Si
cherheitsinteressen. Spätes

tens seit dem 11. September 
2001 rücken fragile und insta

bile Staaten als Rückzugsräu
me für Terroristen und nicht
staatliche Gewaltakteure im

mer mehr ins Blickfeld sicher

heitspolitischer Ü berlegu n
gen. Deswegen müssen wir 

uns für Frieden und Sicherheit 
für die Menschen in Afrika 
einsetzen und über humanitä

re Hilfe hinaus Unterstützung 
leisten. 
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Sor'lenblende „CDU" 

aus Pappe 

Bestell-Nummer: 9349 
Preis je 00 Stück: 11,00 € 
inkl. MwSt.: 13,09 € 

Wasserball 

Durchmesser 30 cm 

Bestell -Nummer: 9873 
Preis je 10 Stück: 14,00 € 

inkl. MwSt.: 16,66 { 

Herren 
Einheitsgröße ca. 41-4 

Bestell-Nummer: 9345 
Preis je 1 Paar: 2,50 € 
inkl. MwSt.: 2,98 € 



Attraktive Werbemittel 
für Groß und Klein 
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Preis je 36 Stück: 14,58 € 
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CDU-Luftballon 

Bestell-Nummer: 9304 
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inkl. MwSt.: 38,68 € 
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